



stellung  zum  Fall  einer  Jugendlichen  in  einem  Jugendheim werden  die  Probleme,  die  sich  aus 
der richterlich verordneten Erziehungsmaßnahme für die Jugendlichen und für das pädagogische 
Personal  ergeben können,  verdeutlicht. Anschließend  an die Falldarstellung werden die rechts-
grundlage für maßnahmen im Schweizer Strafrecht erörtert und Strukturmerkmale von Strafe und 
Pädagogik  bzw. Therapie  gegenübergestellt  und  verglichen. Der Vergleich macht  deutlich,  dass 
die Verknüpfung der unterschiedlichen Handlungslogiken nicht widerspruchsfrei möglich ist und 





Abstract:  The  paper  exposes  the  problems  of  the  combination  of  punishment  and  pedagogy 
respectively  therapy  in  legal measures  according  to  Swiss  criminal  law.  In  a  case  study  on  an 
adolescent  in a young people’s home the problems for  the adolescent and  the pedagogical  team 
that arise from the coercive measures are illustrated. Following the case study the legal basis for 
the measures in Swiss criminal law are discussed and structural characteristics of punishment and 
pedagogy respectively  therapy are compared. The comparison emphasises,  that  the combination 


















Der  folgende  Beitrag1  thematisiert  eine  Problematik,  die  in  den  letzten  Jahren  in  der 
Sozialen Arbeit und in therapeutischen Berufen wenig thematisiert wird: die Verbindung 
von Strafe und Pädagogik bzw. Therapie wie sie im maßnahmenvollzug der Schweiz und 
dem Maßregelvollzug Deutschlands stattfindet. Der Beitrag fokussiert den Maßnahmen-
vollzug in der Schweiz, bezüglich der anvisierten Problematik sind die Grundprinzipien 
im deutschen maßregelvollzug  recht ähnlich.  In den 1970er und 1980er Jahren wurde 
von  Strafrechtlern  bzw.  Strafrechtlerinnen,  forensischen  Psychiatern  bzw.  Psychiate-
rinnen und Kriminalsoziologen bzw. -soziologinnen (z. B. Lamott 1986; Strasser 1979; 











wegen  Verstoßes  gegen  das  schweizerische  Betäubungsmittelgesetz  in  ein  Jugend-
heim kommt, sich dort schon bald der pädagogischen Betreuung verweigert und in eine 
schwere Krise  gerät,  die  dem pädagogischen Personal  große Schwierigkeiten bereitet. 
Die folgende Falldarstellung basiert auf anonymisiertem Datenmaterial aus der Fallakte, 



















bleibt  bei  der mutter, welche  im  Jahre  2000 wieder  heiratet.  In  dieser  neuen  Familie 
gestaltet sich das Zusammenleben für L., ihre mutter und deren Partner sehr schwierig. 
Die mutter  und  der  Stiefvater  sind  zunehmend mit  der  Erziehung  überfordert.  In  der 
Schule akzeptiert L. die Lehrer und schulischen regeln wenig und lehnt sich gegen sie 
auf. Sie konsumiert  illegale Drogen und Alkohol. Die Verhaltensauffälligkeiten, die L. 
zeigt,  sind  so gravierend, dass  sie neun monate  in  einer  jugendpsychiatrischen Klinik 








zurück. Das Zusammenleben  innerhalb der Familie  ist  für die mutter, deren Ehemann 









Umgang mit Erwachsenen und anderen Jugendlichen pflegen können, die vielschichtige 
Problematik  im  Persönlichkeitsbereich  aufarbeiten,  lernen,  regeln  und Abmachungen 
einzuhalten und sich sozial integrieren.
Angesichts  der  kurzen Aufenthaltsdauer müssen  die  Zielsetzungen  bei  realistischer 
Betrachtung als größtenteils unerreichbar angesehen werden. rechtsgrundlage für diese 
unterbringung  ist  ein Artikel  aus  einem  kantonalen  Jugendgesetz.  Nach  diesem Arti-









auf befindet sich jedoch nicht in den mir zur Verfügung stehenden Akten.
4 Die Jahreszahlen wurden aus Datenschutzgründen verändert.
98 r. Becker-Lenz






lichen  stammt  und  das  sie  im rahmen  der  pädagogischen maßnahme  zu  einem nicht 
bekannten Zweck erstellt hat, verrät eine sich schon früh entwickelnde oder von Anfang 
an vorliegende negative Haltung von L. gegenüber dem Jugendheim, die damit zu tun hat, 






































telbar vor  ihrem 18. Geburtstag, gerät L.  in eine  sehr  schwere Krise, die pädagogisch 
und  therapeutisch  vom  Jugendheim  nicht  aufgefangen  werden  kann.  Sie  verübt  zwei 













Einstellung bei L. in Bezug auf ihren Aufenthalt im Jugendheim. Einerseits empfindet sie 
das Jugendheim als Strafe und Freiheitsentzug und lehnt sich vehement gegen die päd-















Erfolgversprechende Lösungen  für die pädagogische Arbeit  ließen  sich  in der Fall-
werkstatt unter den gegebenen umständen in diesem Fall kaum entwickeln. man musste 
darauf hoffen, dass sich vielleicht trotz des Zwangskontextes bei L. eine innere Einsicht 















Zwang,  es  scheint  so  als wäre  es L.  freigestellt,  sich  dafür  zu  entscheiden, wobei  sie 



















Betrachten  wir  zunächst  das  Schweizerische  Jugendstrafgesetz,  welches  in  diesem 
Fall den rechtsrahmen für die kantonale Gesetzgebung darstellt. Wenn in der Schweiz 
Jugendliche  wegen  Straftaten  vor  Gericht  stehen,  so  kann  beim  Vorliegen  von  Indi-
zien  auf  einen  erzieherischen  oder  therapeutischen Bedarf  nach Art. 5  schon während 
des Gerichtsverfahrens  eine Schutzmaßnahme verhängt werden.9 Diese maßnahme  ist 

































hier  keine  Entscheidungsbefugnisse.  Fünftens wird  auf  der  Ebene  der  Problemgenese 
nahegelegt,  in einer bestimmten Kausalität zu denken, nämlich der, dass die Verübung 










maßnahme  zusätzlich  zu  einer  Strafe.  Dass  als  einzige  rechtsfolge  nur  eine  Strafe 
verhängt, wird scheint, weil es erst an zweiter Stelle auftaucht, der seltenere Fall zu sein. 
Die Schutzmaßnahme wird wie die Strafe als reaktion  in rechtsfolge auf ein schuld-











































Die im Jugendstrafrecht vorfindbaren Konstruktionsmerkmale, dass Maßnahmen 
zwar unabhängig von der Schuldfrage anzuordnen sind, aber eine reaktion des Staates 
auf Straftaten darstellen, das Vikariierungsprinzip, sowie der Sachverhalt, dass das Ein-
verständnis des Täters nicht bei allen Maßnahmen erforderlich ist, finden sich auch im 









Das  Vikariierungsprinzip  gilt  auch  im  Erwachsenenstrafrecht.  Wenn  die  Voraus-




des Täters  in  eine maßnahme  ist mit Ausnahme der Verhängung von maßnahmen  für 
suchtkranke  Straftäter  (Art. 60  StGB)  keine  Voraussetzung  für  die  Verhängung  einer 


















Die Maßnahmen stehen insgesamt in einer Abhängigkeit von der Straflogik, sie werden 
vom Gesetz auch als Sanktionen bezeichnet. Angesichts der Probleme, die sich im Fall 
L. für das pädagogische Handeln ergeben und angesichts dieser durch die Gesetzeskon-
10  Diese  sind:  Friedensbürgschaft,  Berufsverbot, Veröffentlichung  des urteils,  Einziehung  von 
Gegenständen und Vermögenswerten im Zusammenhang mit der Straftat, Ersatzforderungen, 
Einziehung  von  Vermögenswerten  einer  kriminellen  organisation,  Verwendung  von  Geld-
strafen,  eingezogenen  Gegenständen,  Ersatzforderungen,  Vermögenswerten  zu  Gunsten  des 
Geschädigten.


























ihrer Seite  aus Notwendige  zu  tun,  bzw.  die  unangenehmen Begleiterscheinungen der 
Therapie auszuhalten. Auch für den Erfolg der Erziehung ist es wichtig, dass der bzw. die 
Jugendliche eine innere Einsicht in die Notwendigkeit der Betreuung hat und auf verein-




Die Ausgangslage  für  eine Bestrafung  im  Sinne  der  Strafgesetzgebung  ist  immer  ein 
rechtsbruch durch einen Täter bzw. eine Täterin.





die Pflichten des staatsbürgerlichen, familien- und Berufslebens weitgehend aufgehoben sind. 
Auch  ambulante Therapien  sind  spezielle  geschützt  durch  beispielsweise  die Verschwiegen-














































JStG). Die maßnahmen  des  Jugendstrafrechts  sind  zwar  auch  Schutzmaßnahmen. ob 
aber in erster Linie der bzw. die Jugendliche in seiner bzw. ihrer Entwicklung beschützt 
werden soll oder nicht vielmehr die Gesellschaft vor dem bzw. der Jugendlichen, kann 
durchaus in Frage gestellt werden. Die Dominanz der Straflogik über die Logik der Päd-
agogik und der Therapie kommt vor allem darin zum Ausdruck, dass wichtige Voraus-
setzungen der Pädagogik bzw. der Therapie − nämlich die auf Freiwilligkeit und innerer 
Einsicht beruhende eigeninteressierte mitwirkung der Betroffenen sowie die möglichst 















Form − bewusst zu machen, dass er, indem er eine Rechtsnorm bricht, die die Rechts-
































Im Folgenden  soll  ein Punkt  einer  genaueren Betrachtung unterzogen werden,  der  im 
obigen Abschnitt bereits thematisch war: die Frage der Bedeutung der freiwilligen Betei-











nen  und Klienten  sowie  eine weitgehend  autonome,  von Außenzwängen  unabhängige 
Interaktionspraxis.
Oevermann vertritt die Position, dass der spezifische Interaktionsmodus des Arbeits-




















Spezifisch für den Strafvollzug sollen hier zwei sehr gegensätzliche Positionen zur 
Frage  der Verbindung  von Therapie  und  Kontrolle  zu Wort  kommen.  Die  Pädagogik 
klammere  ich  aus  Platzgründen  hier  aus,  da  es  mir  hauptsächlich  darauf  ankommt, 
die  unterschiedlichen Auffassungen  bezüglich  der  KlientInnenmotivation  deutlich  zu 
machen.  In  einem schon etwas  älteren Text  äußert  sich Cornel  (1985, S. 14 f.)  zu  the-
rapeutischen maßnahmen  im Strafvollzug  in Deutschland  folgendermaßen:  „Vielmehr 
gilt es, die Behandlung, wie sie im Strafvollzug heute vielfach betrieben wird, als neue 
Technik der Beeinflussung innerhalb eines repressiven Systems zu kritisieren, von der 
Intention und Funktion her ähnlich dem Beten, Arbeiten und der religiösen Indoktrina-
tion,  die  teils  schon  zu Kants  und Hegels Zeiten  in  den Gefängnissen  praktiziert  und 

















































keine eindeutige Antwort. Einerseits findet man in Art. 5, Abs. 4 das Gebot, die Meinungs- 
und  Entscheidungsfreiheit  der Klientinnen  und Klienten  zu  respektieren. Andererseits 
zeigt eine genau Analyse des ersten Absatzes dieses Artikels, dass  im Text nahegelegt 
oder zumindest nicht ausgeschlossen wird, dass die Professionellen der Sozialen Arbeit 










1.   Die  Verbindung  von  Strafe  und  Therapie  verknüpft  sehr  unterschiedliche  Logi-













.   Aber  selbst wenn der oder die Bestrafte  sich  freiwillig  einer Therapie unterziehen 
will,  dann  gilt  immer  noch,  dass  die Therapie  im rahmen  einer maßnahme  nicht 
primär das Ziel hat ihn bzw. sie zu heilen, sondern ihn bzw. sie zu disziplinieren. Die 
Therapie ist keinesfalls frei von äußeren Zwängen, sie wird im Gegenteil sehr von 
der Logik der Strafe beeinflusst, wie man am Beispiel der von Pitzing beschriebenen 
Therapie erkennen kann (Aufhebung der Schweigepflicht sowie Konfrontation des 
Täters bzw. der Täterin mit der Tat, um Schuldbewusstsein zu wecken).



















ten, ihren Willen, sich nicht von dem pädagogischen Personal in ihrem Tun beeinflus-
sen zu lassen, ernst zu nehmen, ihr aber Angebote zu machen und für ihre Anliegen zur 
Verfügung zu stehen. Diese Trennung von Strafe und Pädagogik bzw. Therapie könnte 
selbstverständlich in der Schweiz nur auf der Basis einer Gesetzesänderung stattfinden, 
welche die Logik des professionellen Handelns stärker berücksichtigt als bisher. Gesetz-
lich müsste festgelegt werden, dass eine Therapie nur auf freiwilliger Basis stattfindet. 
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